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Mobilitätsrichtlinie der EU
Das Europäische Parlament und der Rat der Euro­
päischen Union haben am 16.04.2014 die Richtlinie 
2014/50/EU, die sog. „Mobilitätsrichtlinie“, erlassen 
(Amtsblatt der EU vom 30.04.2014, L 128/1). Die  
Inhalte dieser Richtlinie wurden schon längere Zeit 
unter dem Arbeitstitel „Portabilitätsrichtlinie“ disku- 
tiert. Ziel ist es, die Mobilität von Arbeitnehmern  
zwischen den Mitgliedsstaaten durch Verbesserung  
des Erwerbs und der Wahrung von Zusatzrentenan­
sprüchen zu erhöhen. Hierzu wurden Mindeststan­
dards festgelegt, um die durch einen grenzüber­
schreitenden Arbeitgeberwechsel innerhalb der EU 
gegebenenfalls verursachten negativen Folgen für 
Versorgungsanwartschaften zu reduzieren. Die Richt­
linie ist am 20.05.2014 in Kraft getreten und muss spä­

testens bis zum 21.05.2018 von den Mitgliedsstaaten 
in nationales Recht umgesetzt werden. 

Wesentliche Inhalte der Richtlinie mit Bezug auf deut­
sche Pensionszusagen sind: 

	 Für ausscheidende Arbeitnehmer darf die Unver­
fallbarkeitsfrist 3 Jahre und das Mindestalter für 
den Erwerb unverfallbarer Anwartschaften auf 
betriebliche Altersversorgung 21 Jahre nicht über­
steigen (derzeit gilt nach BetrAVG eine Frist von  
5 Jahren und ein Mindestalter von 25 Jahren).

	 Es hat eine Dynamisierung der nach dem Aus­
scheiden aufrecht zu erhaltenden Anwartschaft 
entsprechend der Behandlung des Werts der An­
sprüche aktiver Versorgungsanwärter zu erfolgen 
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Insbesondere die Dynamisierung der unverfallbaren 
Anwartschaften ausgeschiedener Mitarbeiter kann, 
sobald die Umsetzung in nationales Recht erfolgt ist, 
zu erheblichen Mehraufwendungen für den Arbeitge­
ber führen. Die genaue Höhe ist abhängig von der Art 
der Zusagen, von der Struktur des Bestandes sowie 
dem Umfang der Fluktuation im Betrieb. Betroffen 
von der Dynamisierung dürften vor allem endgehalts­
abhängige Leistungszusagen sein. 

Den Arbeitgebern ist zu empfehlen, zeitnah ihre für 
neue Mitarbeiter offenen Versorgungssysteme dahin­
gehend zu überprüfen, ob und inwieweit sie von den 
Neuregelungen betroffen sind. 

Welche Auswirkungen hat die Richtlinie für die 
Unternehmen?

Durch die Absenkung der Unverfallbarkeitsfrist und  
des Mindestalters wächst die Anzahl der ausgeschie­
denen Mitarbeiter mit unverfallbaren Ansprüchen. 
Hieraus entstehen höhere Kosten für die Arbeitgeber. 
Dies resultiert aus dem wachsenden Verpflichtungs­
umfang, wie auch aus den steigenden Verwaltungs­
kosten auf Grund der Zunahme der Anzahl der Ver­
sorgungsverpflichtungen. Die Bindungswirkung der 
bAV dagegen, z. B. als Instrument gegen den sich 
abzeichnenden Fachkräftemangel, nimmt ab.

Weitere Kosten entstehen durch die vorgesehene  
Dynamisierung von unverfallbaren Ansprüchen Aus­
geschiedener analog den Zusagen für aktive Mitar­
beiter. Aufgrund der höheren Leistungsverpflichtun­
gen steigt der Aufwand für die Bildung der Pensions­
rückstellungen gemäß HGB und IFRS. Betroffen sind 
Zusagen mit dynamischen Berechnungsgrundlagen, 
wie z. B. endgehaltsabhängige Leistungszusagen. 
Neuere beitragsorientierte Zusagen besitzen neben 
der i. d. R. bereits integrierten Verzinsung keine weite­
ren dynamischen Berechnungsgrundlagen. Zusagen 
über externe Durchführungswege (Pensionskasse, 
Direktversicherung, Pensionsfonds, rückgedeckte 
Unterstützungskasse) sind i. d. R. auch nicht betroffen, 
da sie grundsätzlich ausgeschiedene Anwärter bzgl. 
der Dynamik wie aktive Mitarbeiter behandeln.

Welche Handlungsmöglichkeiten besitzen die  
Unternehmen?

Bis zur Umsetzung in nationales Recht bleibt den 
Unternehmen Zeit ihre Versorgungssysteme ggf. um­
zustellen. Hierbei ist anhand der konkreten Versor­
gungsordnungen und der Bestandsstruktur der Ver­
sorgungsberechtigten zu prüfen, welche Kosten durch 
die Mobilitätsrichtlinie entstehen können. 

(nach dem BetrAVG werden dynamische Bemes­
sungsgrundlagen dagegen bislang auf den Zeit­
punkt des Ausscheidens eingefroren).

	 Die Abfindung von Rentenanwartschaften ist nur 
bis zu einem bestimmten Schwellenwert und 
grundsätzlich nur mit Zustimmung des Arbeit­
nehmers möglich (hingegen können nach dem 
BetrAVG Kleinstrentenanwartschaften einseitig 
vom Arbeitgeber abgefunden werden).

Daneben enthält die Richtlinie – im Vergleich mit dem 
aktuellen deutschen Betriebsrentengesetz leicht er­
weiterte – Auskunftspflichten gegenüber aktiven und 
ausgeschiedenen Versorgungsanwärtern sowie eine 
obligatorische Rückerstattung von verfallbaren An­
wartschaften, soweit diese auf Beiträgen des Arbeit­
nehmers beruhen. Die Auskunftspflichten umfassen 
unter anderem auch Angaben zur Methode der  
Dynamisierung der Anwartschaften. Für die Methode 
der Dynamisierung eröffnet die Richtlinie verschie­
dene Möglichkeiten, etwa die Teilhabe an der Ent­
wicklung der Anwartschaften aktiver Mitarbeiter, eine 
Koppelung an die Rentenanpassungen oder an eine 
bestimmte Verzinsung oder Kapitalmarktentwick- 
lung. Die Rückerstattung von Arbeitnehmerbeiträgen 
betrifft Zusagen in Deutschland nicht, da Leistungen 
aus Entgeltumwandlung ohnehin sofort unverfallbar 
werden.

Nach dem Wortlaut der Richtlinie gelten die Neu­
regelungen 

	 nicht für bestehende Versorgungssysteme, falls 
diese bei Inkrafttreten der Richtlinie am 20.05.2014 
für neu eintretende Mitarbeiter bereits geschlossen 
waren,

	 nur für nach der Umsetzung in nationales Recht 
zurückgelegte Beschäftigungszeiten,

	 nur für Alters- und Hinterbliebenenleistungen 
(für Hinterbliebenenleistungen begrenzt auf die  
Regelungen zur Unverfallbarkeit und zu Aus­
künften), nicht aber für Invaliditätsleistungen,

	 nur für Wechsel eines Arbeitnehmers zu einem  
Arbeitgeber in einem anderen Mitgliedsstaat.

In welcher Form der deutsche Gesetzgeber die 
Neuregelungen im Betriebsrentengesetz abbilden  
wird, ist derzeit offen. Es ist aber nach ersten Äuße­
rungen des Bundesministeriums für Arbeit und Sozi­
ales zu erwarten, dass aus Gründen der Gleichbe­
handlung regelmäßig nicht danach unterschieden 
werden soll, ob Arbeitnehmer innerhalb Deutschlands 
oder grenzüberschreitend den Arbeitgeber wechseln. 
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Durch eine Umstellung z. B. auf adäquate beitrags­
orientierte Leistungszusagen, auf nicht dynamische 
Zusagen oder auf externe Durchführungswege, kön­
nen Teile der Kostensteigerungen aufgefangen wer­
den.

Zunächst bleibt aber abzuwarten, in welcher Form 
die neuen Vorschriften in das deutsche Recht Einzug  
finden werden.

Steuerliche Behandlung von Verpflichtungsübernahmen – AIFM-StAnpG

Am 23.05.2014 wurde das RV-Leistungsverbesse­
rungsgesetz im Bundestag verabschiedet. Dieses 
Gesetz senkt den frühestmöglichen abschlagsfrei­
en Rentenbeginn für die „Altersrente für besonders 
langjährig Versicherte“ in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung (GRV) zum 01.07.2014 auf die 
Vollendung des 63. Lebensjahres ab. Für Geburts­
jahrgänge nach 1952 wird diese Altersgrenze zwar 
stufenweise angehoben, dennoch ergibt sich für alle 
Geburtsjahrgänge bis 1963 die Möglichkeit eines frü­
heren abschlagsfreien Rentenbezugs als bisher.

Durch das RV-Leistungsverbesserungsgesetz wur­
de auch § 2 des Betriebsrentengesetzes geändert. 
Diese Änderung soll nach dem Willen des Gesetzge­
bers sicherstellen, dass Arbeitnehmer, die ausschei­
den und gleichzeitig eine Altersrente für besonders 
langjährig Versicherte in Anspruch nehmen, gegen­
über der bisherigen Rechtslage nicht bessergestellt 
werden. 

Für Arbeitgeber stellt sich dennoch die Frage, ob die 
gesetzlichen Änderungen bei der Altersrente für be­
sonders langjährig Versicherte Auswirkungen auf die 
betriebliche Altersversorgung haben können. 

So wird teilweise befürchtet, dass in der Pensions-
zusage vorgesehene Abschläge bei vorzeitigem 
Rentenbezug künftig nicht mehr berücksichtigt wer­
den können.

Diese Befürchtung ist in der Regel allerdings un-
begründet: Der Abschlag bei vorgezogener Alters-
rente ist in Pensionszusagen sowohl dem Grunde 
als auch der Höhe nach zumeist abweichend von 
den Regelungen der GRV vereinbart. Daher führt 
die abschlagsfreie Rente mit 63 Jahren bei solchen 
Zusagen zu keinen Änderungen. Auswirkungen auf­
grund der gesetzlichen Neuregelung in der GRV sind 
allerdings bei Pensionszusagen denkbar, die bezüg­
lich der Abschläge auf die entsprechende Regelung 
in der GRV Bezug nehmen.

Ferner stellt sich die Frage, ob Mitarbeiter aufgrund 
der Neuregelung in der GRV ihre Betriebsrente künf­
tig früher in Anspruch nehmen dürfen.

Auch diese Befürchtung ist unbegründet: Der vor-
gezogene Bezug der gesetzlichen Altersrente als 
Vollrente berechtigt zwar zum Erhalt der betriebli­
chen Rente (§ 6 BetrAVG), jedoch war bereits bis­
her der Rentenbezug in der GRV – unabhängig vom 
Geburtsjahrgang – ab Vollendung des 63. Lebens­
jahres möglich, sofern eine Wartezeit von 35 Jahren 
erfüllt war. Da die Wartezeit für den Bezug der neuen 
abschlagsfreien Rente nach Vollendung des 63. Le­
bensjahres sogar 45 Jahre beträgt, wird der für einen 
vorzeitigen Rentenbezug in Frage kommende Per­
sonenkreis durch die Neuregelung nicht erweitert.

Rente mit 63 – Auswirkungen auf die betriebliche Altersversorgung?

Der Gesetzgeber verabschiedete im Dezember 2013 
das AIFM-Steueranpassungsgesetz. Darin enthalten 
sind Neuregelungen zur steuerbilanziellen Behand­
lung von entgeltlich angeschafften Verpflichtungen. 
§ 4f EStG regelt die steuerlichen Folgen beim über­
tragenden Unternehmen, § 5 Abs. 7 EStG diejenigen 
beim übernehmenden Unternehmen. Die Neurege­
lungen waren nach Ansicht des Gesetzgebers not­
wendig, um hohe Steuerausfälle aufgrund der ergan­
genen BFH-Rechtsprechung, die eine nachhaltige 
Erfolgsneutralität von Anschaffungsvorgängen und 

damit eine steuerlich anzuerkennende Hebung stiller 
Lasten vorsah, zu vermeiden.

§ 4f Abs. 1 Sätze 1 und 2 EStG sehen nunmehr vor, 
dass beim Veräußerer der Aufwand aus einer Über­
tragung von Verpflichtungen, die beim ursprünglich 
Verpflichteten Ansatzverboten, -beschränkungen 
oder Bewertungsvorbehalten unterlegen haben, 
im Wirtschaftsjahr der Schuldübernahme und den 
nachfolgenden 14 Jahren gleichmäßig verteilt als 
Betriebsausgabe abziehbar ist. Ein sofortiger Abzug 
der realisierten stillen Lasten ist nur in speziellen 
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Ausnahmefällen wie z. B. der Betriebsveräußerung 
und -aufgabe, der Veräußerung des gesamten Mit­
unternehmeranteils oder bei kleinen oder mittleren 
Betrieben i. S. d. § 7g EStG zulässig. Eine weite­
re Ausnahme besteht gemäß § 4f Abs. 1 Satz 3 2. 
Halbsatz EStG bei Pensionsansprüchen, wenn ein 
Arbeitnehmer mit diesen Ansprüchen zu einem neu­
en Arbeitgeber wechselt. Bei Schuldbeitritten oder 
Erfüllungsübernahmen gelten die genannten Rege­
lungen gemäß § 4f Abs. 2 EStG analog.

§ 5 Abs. 7 Satz 1 EStG regelt für das übernehmende 
Unternehmen, dass die Verpflichtungen zu den auf 
die Übernahme folgenden Abschlussstichtagen so 
zu bilanzieren sind, wie sie beim ursprünglich Ver­
pflichteten ohne Übernahme zu bilanzieren wären. 
Dies gilt analog bei Schuldbeitritten oder Erfüllungs­
übernahmen. Der Erwerber passiviert daher die Ver­
pflichtungen am Übertragungsstichtag zu Anschaf­
fungskosten (erfolgsneutraler Vorgang). Allerdings 
sind am folgenden Bilanzstichtag die steuerlichen 
Ansatzverbote, -beschränkungen und Bewertungs­
vorbehalte wieder zu beachten. Ein dadurch entste­
hender Gewinn kann spiegelbildlich zur Regelung in 
§ 4f Abs. 1 Sätze 1 und 2 EStG grundsätzlich in Höhe 
von 14/15 einer gewinnmindernden Rücklage zuge­
führt werden, die in den folgenden 14 Wirtschaftsjah­
ren jeweils mit mindestens einem Vierzehntel gewin­
nerhöhend aufzulösen ist. Die Rücklage ist jedoch 
sofort aufzulösen, sobald die ihr zugrunde liegende 
Verpflichtung entfällt. Aus dem Wortlaut dieser Re-
gelung und aufgrund des Einzelbewertungsprinzips 
ist zu schließen, dass die Rücklage individuell pro 
Person fortzuführen ist.

Abweichend von § 5 Abs. 7 Satz 1 EStG besteht für 
Pensionsverpflichtungen gemäß § 5 Abs. 7 Satz 4 
EStG die Ausnahmeregelung, wonach das sog. Teil­
wertsplittingverfahren des R 6a Abs. 13 EStR anzu­
wenden ist, sofern eine Pensionsverpflichtung unter 
gleichzeitiger Übertragung von Vermögenswerten 
gegenüber einem Arbeitnehmer übernommen wird, 
der bisher in einem anderen Unternehmen tätig war. 
Dies impliziert eine nachhaltig erfolgsneutrale Über­
nahme der Pensionsverpflichtung. Zuführungen an 
den folgenden Bilanzstichtagen sind allerdings so 
niedrig zu bemessen, dass nur der Teilwert nach  
§ 6a EStG bis zur Pensionierung des Mitarbeiters 
erreicht wird.

Die Neuregelungen sind gemäß § 52 Abs. 12c, 14a 
EStG erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die 
nach dem 28. November 2013 enden. Für vor dem 
14.12.2011 vereinbarte Übertragungen kann der Ge­

winn im Wege der steuermindernden Rücklage über 
20 Jahre verteilt werden.

Die Neuregelungen in § 4f und § 5 Abs. 7 EStG wer­
fen in der Praxis und Fachliteratur einige Fragen auf. 
So ist unklar, ob Betriebsübergänge nach § 613a 
BGB auch in den Anwendungsbereich der Ausnah­
meregelung für die Übertragung von Pensionsver­
pflichtungen fallen. Nach dem Wortlaut der §§ 4f 
bzw. 5 Abs. 7 EStG ist Voraussetzung für den sofor­
tigen Betriebsausgabenabzug beim Veräußerer bzw. 
der nachhaltig erfolgsneutralen Behandlung des An­
schaffungsvorgangs beim Erwerber ein Wechsel des 
Arbeitgebers durch den Arbeitnehmer. Dieser Wech­
sel liegt auch bei einem Betriebsübergang vor. Aller­
dings bezweckte der Gesetzgeber ausweislich der 
Gesetzesbegründung zu § 5 Abs. 7 EStG lediglich 
die gesetzliche Übernahme von R 6a Abs. 13 EStR, 
der nur für Arbeitgeberwechsel von einzelnen Arbeit­
nehmern im Rahmen des § 4 BetrAVG gilt.

Bei der Übernahme von Pensionsverpflichtungen 
ist zudem klärungsbedürftig, ob steuerliche Fehlbe-
träge, die beim ursprünglich Verpflichteten aufgrund 
dessen unvollständigen Zuführung zur Pensions­
rückstellung entstanden sind, beim Erwerber auf­
grund von § 5 Abs. 7 Satz 1 EStG fortzuführen sind. 

Unklar ist darüber hinaus der Stichtag, zu dem der 
aufzulösende Gewinn bzw. die ihm zugrunde lie­
genden Anschaffungskosten und der Buchwert, d. h. 
bei Pensionsverpflichtungen der Teilwert nach § 6a 
EStG, zu bestimmen sind. Sachgerecht wäre es je­
denfalls, den Teilwert nach § 6a EStG und die An­
schaffungskosten am gleichen Stichtag festzustellen; 
dies könnte zunächst der Übertragungsstichtag oder 
der darauf folgende Bilanzstichtag sein. Da jedoch 
die Anschaffungskosten eine fixe Größe darstellen, 
die bis zum folgenden Bilanzstichtag i. d. R. nicht wei­
terentwickelt werden können, bleibt nur der Übertra­
gungszeitpunkt als Stichtag für die Gewinnermittlung 
übrig. Nach dem Gesetzeswortlaut dürfte hingegen 
der nachfolgende Bilanzstichtag maßgebend sein, 
da der Anschaffungsvorgang am Übertragungs­
stichtag erfolgsneutral erfolgt und der Gewinn auf­
grund von § 5 Abs. 7 Satz 1 EStG erst am folgenden  
Bilanzstichtag entsteht. Allerdings bleibt hier die Fra­
ge offen, ob und wie die Anschaffungskosten bis da­
hin zur Ermittlung des Gewinns weiterzuentwickeln 
sind.
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Im Oktober 2013 hat sich das Bundesfinanzminis­
terium (BMF) zur Frage der Berücksichtigung von 
gewinnabhängigen Pensionsleistungen bei steuer­
lichen Bewertungen nach § 6a EStG geäußert. Aus­
gangspunkt hierfür war ein Urteil des Bundesfinanz­
hofes (BFH) vom 03.03.2010 (I R 31/09).

Bei der steuerlichen Berücksichtigung von Pensions­
verpflichtungen darf gemäß § 6a Abs. 1 Nr. 2 erster 
Halbsatz EStG eine Pensionsrückstellung nur dann 
gebildet werden, wenn und soweit die Pensionszu­
sage keine Leistungen in Abhängigkeit von künftigen 
gewinnabhängigen Bezügen vorsieht. 

Mit o. a. Urteil hatte der BFH eine sehr restriktive 
Auslegung dieser Gesetzesvorschrift vorgenommen. 
Danach kommt es nicht darauf an, ob die gewinn­
abhängige und pensionserhöhende Vergütung zum 
Bilanzstichtag feststeht, sondern ob dies bereits bei 
Erteilung der Pensionszusage der Fall war. 

In dem vom BFH zu entscheidenden Streitfall lagen 
die für die Höhe der Pensionsleistung maßgeblichen 
gewinnabhängigen Bezüge (Gehaltstantieme) dem 
Grunde und der Höhe nach zum Bilanzstichtag un­
widerruflich fest und wurden von der GmbH bei der 
Bewertung der Pensionsverpflichtung einbezogen. 

Künftige gewinnabhängige Bezüge sind aber nach 
Meinung des BFH solche, die nach Erteilung der 
Pensionszusage, nicht aber nach dem jeweiligen  
Bilanzstichtag entstehen. Im Streitfall war somit eine 
Passivierung der sich aus den Gehaltstantiemen er­
gebenden Pensionsleistungen nach Auffassung des 
BFH nicht zulässig. 

Das BMF hat nun mit Schreiben vom 18.10.2013  
(IV C 6 – S 2172/12/10001) diese BFH-Entscheidung 
aufgegriffen und klargestellt, dass am Bilanzstichtag 
bereits feststehende, gewinnabhängige Pensions­
leistungen bei der Bewertung einzubeziehen sind, 

	 wenn und soweit sie dem Grunde und der Höhe 
nach eindeutig bestimmt sind und

	 die Erhöhung der Pensionsleistung schriftlich 
durch eine Ergänzung der Pensionszusage ge­
mäß § 6a Abs. 1 Nr. 3 EStG festgeschrieben wur­
de. 

Entscheidend ist somit, dass zum Bilanzstichtag die 
Pensionszusage auf Basis der bereits feststehenden 
gewinnabhängigen Bezüge schriftlich angepasst 
wurde. Dabei kommt es für die Berücksichtigung der 
sich ergebenden Erhöhung der Pensionsleistung 
nicht auf den Zeitpunkt der Festlegung der gewinn­
abhängigen Bezüge, sondern auf den Zeitpunkt der 
schriftlichen Fixierung (z. B. durch einen Nachtrag 
zur Pensionszusage) an. 

Unabhängig vom Gewinnentstehungsjahr können 
somit die sich bereits dem Grunde und der Höhe 
nach ergebenden Erhöhungen der Pensionsleistung 
aufgrund der Schriftformerfordernis nach § 6a Abs. 1  
Nr. 3 EStG erst an dem der schriftlichen Fixierung 
folgenden Bilanzstichtag berücksichtigt werden. 

Im Rahmen einer Übergangsregelung zur Schrift­
formerfordernis ist es seitens der Finanzverwaltung 
nicht zu beanstanden, wenn die bis zum Tag der 
Veröffentlichung des BMF-Schreibens im Bundes­
steuerblatt feststehenden und entstandenen ge­
winnabhängigen Pensionsleistungen bis spätestens 
31.12.2014 schriftlich zugesagt werden.

Handelt es sich – wie im o. a. Streitfall – um eine 
gewinnabhängige Pensionszusage an einen Gesell­
schafter-Geschäftsführer, sind bei der (schriftlichen) 
Ergänzung der Pensionszusage die besonderen An­
forderungen an deren steuerliche und zivilrechtliche 
Wirksamkeit (z. B. das Vorliegen eines entsprechen­
den Gesellschafterbeschlusses) zu beachten.

Bewertungsendalter bei GGF-Zusagen – Rechtsprechung zu R 6a Abs. 8 EStR
In Anlehnung an das RV-Altersgrenzenanpassungs­
gesetz wurde durch die Einkommensteuer-Ände­
rungsrichtlinie 2008 (EStÄR 2008) vom 18.12.2008 
das Mindestpensionsalter für die Bewertung von 
Pensionsverpflichtungen an beherrschende Gesell­
schafter-Geschäftsführer (GGF) neu geregelt. 

Galt bis zu diesem Zeitpunkt das vertraglich verein­
barte Ruhestandsalter – abgesehen von den spezi­
ellen steuerlichen Wahlrechten – bei der Ermittlung 
der Höhe der Pensionsrückstellung als maßgeb­
liches Ende der Anwartschaftszeit (§ 6a Abs. 3  
Satz 2 Nr. 1 Satz 3 EStG), so wurde mit R 6a  

BMF-Schreiben vom 18.10.2013 zu gewinnabhängigen Pensionsleistungen
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Abs. 8 EStR für beherrschende GGF ein geburtsjahr­
abhängiges Mindestpensionsalter von 65, 66 bzw. 
67 Jahren eingeführt. Dieses Mindestpensionsalter 
ist dabei unabhängig von den individuell vertraglich 
vereinbarten Regelungen der GGF-Pensionszusage 
zu berücksichtigen.

Ergänzend hatte das Bundesfinanzministerium (BMF) 
hierzu ein BMF-Schreiben am 03.07.2009 veröffent­
licht. Danach ist das geänderte Mindestpensions­
alter spätestens in der Bilanz des Wirtschaftsjahres 
zu berücksichtigen, das nach dem 31.12.2009 en­
det. Die Anwendung des neuen Mindestpensions­
alters führt dabei i. d. R. zu einer Verlängerung der 
Anwartschaftszeit und damit zu einer niedrigeren 
Pensionsrückstellung auf Basis des Teilwertes nach 
§ 6a EStG. 

Der Anwendung des Mindestpensionsalters nach  
R 6a Abs. 8 EStR wurde in den Urteilen der Finanz­
gerichte (FG) Hessen (22.05.2013, 4 K 3070/11) 
und München (20.02.2012, 7 V 2818/11 sowie 
25.11.2013, 7 K 1542/12) widersprochen und den 
gegen die Finanzverwaltung klagenden GmbHs 
Recht gegeben. 

Nach Meinung der FG wirkt sich die Anhebung der 
Altersgrenzen in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung nicht auf das vertraglich vereinbarte Pensions­
alter eines beherrschenden GGF aus. Dementspre­
chend ist auch für den beherrschenden GGF der 
in der Pensionszusage vorgesehene Zeitpunkt des 
Eintritts des Versorgungsfalles maßgeblich (in den 
Streitfällen: 65 Jahre) und gemäß § 6a Abs. 3 Satz 2 
Nr. 1 Satz 3 EStG bei der Bewertung der Pensions­
verpflichtung zugrunde zu legen.

Auch der Bundesfinanzhof (BFH) stellt sich in sei­
nem Urteil vom 11.09.2013 (I R 72/12) gegen das 

EStR-Mindestpensionsalter. Im Streitfall ging es um 
einen im Jahr 1950 geborenen minderheitsbeteilig­
ten GGF, bei dem bisher für die Pensionsrückstel­
lung das vertragliche Pensionsalter von 60 Jahren in 
Ansatz gebracht wurde. Durch Änderung der Betei­
ligung wurde der GGF beherrschend, was nach Auf­
fassung der Finanzverwaltung zu einer Anhebung 
des zu berücksichtigenden Pensionsalters gemäß  
R 6a Abs. 8 EStR nach 65 Jahre führte und eine ent­
sprechende Auflösung der Rückstellung zur Folge 
hätte. 

Nach Meinung des BFH ist die Pensionsrückstellung 
nicht aufzulösen und weiterhin das vertraglich ver­
einbarte Pensionsalter von 60 Jahren maßgeblich, 
da sich durch den Wechsel der Beteiligung an dem 
(vertraglichen) Renteneintrittsverhalten nichts än­
dert. Offen ist noch, ob der BFH in den beiden weite­
ren anhängigen Verfahren (I R 50 /13 und I R 2/14) 
ähnlich entscheidet, bei denen der GGF bereits bei 
Zusageerteilung eine beherrschende Stellung hatte. 

Es bleibt abzuwarten, ob und wenn ja mit welchem 
Ergebnis das Bundesfinanzministerium auf die 
bisherige Rechtsprechung reagiert und das BMF- 
Schreiben vom 03.07.2009 „überprüft“.

Wenn der Steuerpflichtige eine Diskussion mit dem 
Betriebsprüfer oder ein Klageverfahren gegen die  
Finanzverwaltung vermeiden möchte, wäre somit 
weiterhin das BMF-Schreiben aus 2009 anzuwen­
den. Ansonsten kann – vor dem Hintergrund der ak­
tuellen Rechtsprechung und nach entsprechender 
Analyse des Einzelfalles – die Verwendung des ver­
traglichen Pensionsalters anstelle des Mindestpen­
sionsalters gemäß R 6a Abs. 8 EStR durchaus zu 
einem für die GmbH positiven Ergebnis führen. 

Aktuelle Rechtsprechung zum Versorgungsausgleich
Der Versorgungsausgleich wirft immer wieder neue 
Fragen auf, wie einige ausgewählte Entscheidungen 
des BGH und der Oberlandesgerichte zeigen:

1.	 Auszugleichende Versorgungsanrechte 

Nach dem Beschluss des BGH vom 04.09.2013 –  
XII ZB 296/13 unterfallen Sachleistungen der be-
trieblichen Altersversorgung (hier: Stromdeputat) 
nicht dem Versorgungsausgleich, weil die gesetzli­
chen Ausgleichsmechanismen des Versorgungsaus­
gleichsgesetzes (VersAusglG) Anrechte vorausset­

zen, die auf eine Geldleistung in Form einer Rente 
oder als Kapitalbetrag zielen.

Ein Anrecht auf eine Kapitalleistung ist allerdings 
nur auszugleichen, wenn es sich um ein solches im 
Sinne des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) oder 
des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes 
handelt (siehe § 2 Abs. 2 Nr. 3 VersAusglG). Ein be­
herrschender Gesellschafter-Geschäftsführer (GGF) 
einer GmbH fällt nicht in den persönlichen Geltungs­
bereich des BetrAVG. Nach Auffassung des BGH in 
dem Beschluss vom 16.01.2014 – XII ZB 455/13 ist 
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ein Kapitalanrecht aus einer Versorgungszusage der 
Gesellschaft an den beherrschenden GGF nur dann 
einzubeziehen, wenn er in den Arbeitnehmerstatus 
gewechselt und in diesem Status eine unverfallba­
re Anwartschaft erworben hat. In diesem Fall ist die 
versprochene Versorgung auszugleichen, soweit sie 
zeitanteilig auf die Tätigkeit als Arbeitnehmer entfällt. 

2.	 Bewertung von Versorgungsanrechten

Für die Bewertung von Anrechten aus betrieblichen 
Direktzusagen stehen veröffentlichte Zinssätze nach 
§ 253 Abs. 2 HGB i. d. F. des BilMoG erst für die Zeit 
ab 31.12.2008 zur Verfügung. Das OLG Bamberg 
hat in seinem Beschluss vom 21.01.2013 – 2 UF 
67/12 bei einem Ehezeitende vor dem 31.12.2008 
die Barwertmitteilung eines solchen Anrechts auf Ba­
sis des steuerlichen Rechnungszinses von 6  %  p.  a. 
nach § 6a EStG gebilligt und eine Befugnis des  
Familiengerichts verneint, diese Berechnung durch 
eine solche unter Anwendung des ersten veröffent­
lichten BilMoG-Rechnungszinses von 5,25  %  p.  a. 
zu ersetzen.

Nach dem Beschluss des OLG Nürnberg vom 
31.01.2014 – 11 UF 1498/13 führt die Anwendung 
des nach § 253 Abs. 2 Satz 2 HGB angesetzten 
Zinssatzes bei der Wertermittlung des Ehezeitan­
teils zu einer Verletzung des Halbteilungsgrundsat­
zes. Zur Korrektur sei der BilMoG-Zinssatz ohne den 
Aufschlag nach §§ 1 Satz 2, 6 der Rückstellungs­
abzinsungsverordnung – in dem entschiedenen Fall 
3,81 % (Stand Februar 2013) – anzusetzen. Dies 
gelte auch für arbeitgeberfinanzierte beitragsorien­
tierte Leistungszusagen.

Hingegen kann nach dem Beschluss des OLG 
Frankfurt vom 01.10.2013 – 1 UF 121/13 der Ver­
sorgungsträger für die Ermittlung des Kapitalwerts 
grundsätzlich den Rechnungszins der bilanziellen 
Rückstellung heranziehen. Eine Korrektur durch 
das Familiengericht sei jedoch dann geboten, wenn 
der Rechnungszins sowohl den aktuellen marktüb­
lichen als auch den BilMoG-Zinssatz überschreite. 
In dem betreffenden Fall bestätigte daher das OLG 
Frankfurt die Herabsetzung des in der Auskunft zu­
grunde gelegten Rechnungszinses von 6 % auf den 
zum Ehezeitende maßgeblichen BilMoG-Zinssatz 
von 5,25 %. Der 2. Familiensenat des OLG Hamm 
hat in dem Beschluss vom 19.12.2013 – II – 2 UF 
150/13 betreffend eine externe Teilung die Anwen­
dung des BilMoG-Zinssatzes gleichfalls gebilligt. 

Nach dem Beschluss des OLG Celle vom 
24.10.2013 – 10 UF 195/12 dürfen bei der Berech­

nung des Ausgleichswerts von Anrechten aus der 
Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes (bei­
tragsorientierte Versorgung in Form eines Versor­
gungspunktemodells) nur noch geschlechtsneu­
trale Barwertfaktoren verwendet werden. Das OLG 
Celle akzeptiert hierbei grundsätzlich die Teilungs­
regelung des § 32a Abs. 2 S. 1 der Satzung der 
Versorgungsanstalt der Länder (VBL), wonach die 
ausgleichsberechtigte Person die Anzahl von Ver­
sorgungspunkten erhält, die sich aus einer Verren­
tung des hälftigen (um Teilungskosten verminderten) 
Kapitalwerts der ehezeitlichen Versorgungspunkte 
der ausgleichspflichtigen Person unter Anwendung 
des für die ausgleichsberechtigte Person maßgeb­
lichen Barwertfaktors ergibt. Das OLG sieht jedoch 
in der Verwendung geschlechtsspezifischer Barwert­
faktoren einen Verstoß gegen den Grundsatz der 
Gleichbehandlung der Geschlechter (Artikel 3 Abs. 2  
Grundgesetz sowie Art. 21 und 23 der Charta der 
Grundrechte der EU), weil eine solche Bewertung 
generell dazu führe, dass Frauen aus gleichen Kapi­
talwerten geringere Renten erhalten als Männer. Da­
her hat es in dem von ihm entschiedenen Fall den zu 
übertragenden Ausgleichswert in Versorgungspunk­
ten alternativ jeweils unter ausschließlicher Anwen­
dung der für Männer bzw. für Frauen maßgeblichen 
Barwertfaktoren errechnet und den Mittelwert daraus 
für den Ausgleich zugrunde gelegt. 

Demgegenüber hat das OLG Düsseldorf in dem 
Beschluss vom 23.12.2013 – II – 8 UF 129/13 den 
von der VBL vorgeschlagenen Ausgleichswert nicht 
beanstandet, und zwar mit dem Hinweis, dass die 
Barwertfaktoren Teil des aufsichtsbehördlich geprüf­
ten und genehmigten Technischen Geschäftsplans 
seien. Sie beruhten auf versicherungsmathemati­
schen Grundsätzen und berücksichtigten die indi­
viduellen biometrischen Risiken der Versicherten. 
Anzumerken ist an dieser Stelle, dass für die han­
delsrechtliche Bewertung von Anrechten aus – auch 
nicht beitragsorientierten – Direktzusagen die Ver­
wendung geschlechtsspezifischer Rechnungsgrund­
lagen nicht nur zulässig, sondern nach Auffassung 
der Wirtschaftsprüfer sogar geboten ist. Eine abwei­
chende Bewertung für den Versorgungsausgleich 
stünde hierzu im Widerspruch. 

In der obergerichtlichen Rechtsprechung wird zu-
nehmend die Auffassung vertreten, dass bei einer 
hälftigen Teilung des Kapitalwerts der Werteverzehr 
durch eine zum Zeitpunkt der Versorgungsaus­
gleichsentscheidung bereits laufende Rentenzah­
lung als nachehezeitliche Veränderung, die auf den 
Ehezeitanteil zurückwirkt (§ 5 Abs. 2 Satz 2 Vers-
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AusglG), zu berücksichtigen sei [Beschlüsse der 
OLGe Hamm vom 25.01.2013 – II – 10 UF 278/11, 
Köln (4. Zivilsenat) vom 15.01.2013 – 4 UF 126/12, 
Schleswig vom 29.07.2013 – 10 UF 205/12, Celle 
vom 30.10.2013 – 10 UF 204/13]. Hingegen sieht 
der 21. Zivilsenat des OLG Köln in dem Beschluss 
vom 21.11.2013 – II – 21 UF 71/13 den Kapitalver­
zehr nicht als nachehezeitliche Veränderung i. S. d.  
§ 5 Abs. 2 Satz 2 VersAusglG an. Maßgeblich für die 
Bewertung bleibe das Ehezeitende. Eine höchstrich­
terliche Entscheidung liegt dazu noch nicht vor.

3.	 Keine Verzinsung einer fondsgebundenen 
Versorgung bei externer Teilung

Der BGH hat in dem Beschluss vom 07.08.2013 
– XII ZB 552/12 entschieden, dass der als Kapital­
betrag im Rahmen der externen Teilung nach § 14 
Abs. 4 VersAusglG zu zahlende Ausgleichswert aus 
einer fondsgebundenen betrieblichen Altersversor­
gung anders als bei einer kapitalgedeckten Versor­
gung oder einer auf eine bestimmten Endleistung 
zielenden Direktzusage nicht vom Ehezeitende bis 
zur Rechtskraft der Ausgleichsentscheidung zu ver­
zinsen sei. Denn bei fondsbasierten Anlageformen 
seien Wertsteigerungen nicht von vornherein Ge­
genstand der Versorgungszusage, sondern ergäben 
sich erst aus der – Schwankungen unterliegenden –  
Kursentwicklung. 

4.	 Fehlende Ausgleichsreife von Anrechten 
	 (§ 19 VersAusglG)

Ein Wertausgleich bei der Scheidung findet nicht 
statt, wenn ein Anrecht nicht ausgleichsreif ist (§ 19 

Abs. 1 VersAusglG). Dies ist insbesondere der Fall, 
wenn es dem Grund oder der Höhe nach nicht hinrei­
chend verfestigt ist (§ 19 Abs. 2 Nr. 1 VersAusglG).

Unter diesem Gesichtspunkt hat der BGH in dem 
Beschluss vom 21.11.2013 – XII ZB 403/12 die 
Ausgleichsreife eines Rentenanspruchs aus einem 
Hofübergabevertrag mit Änderungsvorbehalt ver­
neint, weil die Möglichkeit einer Abänderung nach 
unten nicht durch die vertragliche Festlegung einer 
garantierten Mindestrente begrenzt war.

Ohne Zusage einer Mindestrente ist nach Ansicht 
des BGH in dem Beschluss vom 17.04.2013 –  
XII – 371/12 auch ein Anrecht aus einer limitierten 
endgehaltsbezogenen Gesamtversorgungszusage 
vor Eintritt des Rentenfalls nicht ausgleichsreif. Das 
Anrecht sei der Höhe nach nicht endgültig gesichert, 
weil die Leistungspflicht aus der Gesamtversor­
gungszusage noch durch zu erwerbende sonstige 
Versorgungsanrechte gemindert werden könne. Aus 
diesem Grund komme auch eine – grundsätzlich 
bereits bei der Scheidung mögliche – Abfindung der 
künftigen schuldrechtlichen Ausgleichsansprüche 
gemäß § 23 Abs. 1 VersAusglG nicht in Betracht. 
Die Argumentation des BGH kann jedoch nicht für 
gesetzlich unverfallbare Anwartschaften gelten, die 
nach vorzeitigem Ausscheiden aufrechterhalten 
wurden. Ein solches Anrecht unterliegt wegen der 
Festschreibung der Bemessungsgrundlagen gemäß  
§ 2 Abs. 5 BetrAVG keinen künftigen Veränderungen 
mehr und ist daher ausgleichsreif.


